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Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Gemeindeverkehrs¬ 
finanzierungsgesetzes 

Bericht der Abgeordneten Rüdiger Kruse, Thomas Jurk, Marcus Bühl, 
Christoph Meyer, Victor Perli und Sven-Christian Kindler 


Mit dem Gesetzentwurf soll die Fortführung und finanzielle Verstärkung des 
bestehenden GVFG-Bundesprogramms umgesetzt und weitere ergänzende 
Fördervorhaben benannt werden. 

Die finanziellen Auswirkungen des Gesetzentwurfs unter Berücksichtigung der 
vom federführenden Ausschuss für Verkehr und digitale Infrastruktur be¬ 
schlossenen Änderungen auf die öffentlichen Haushalte stellen sich wie folgt dar: 

Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Mit dem Gesetz ergeben sich für den Bund Aufwendungen für die erhöhte 
Dotierung aus Mitteln des Bundeshaushalts in Höhe von 332,567 Mio. Euro im 
Jahr 2020 (Jahresgesamtbetrag 665,134 Mio. Euro) und in Höhe von 
667,433 Mio. Euro jährlich für die Jahre 2021 bis 2024 (Jahresgesamtbetrag 
jeweils 1,0 Mrd. Euro). Ab dem Jahr 2025 betragen die Finanzhilfen für die 
Infrastrukturfmanzierung insgesamt 2,0 Mrd. Euro. Ab dem Jahr 2026 werden die 
Finanzhilfen jedes Jahr um 1,8 Prozent dynamisiert. 

Für Länder und Kommunen entstehen keine finanziellen Aufwendungen. Ihnen 
fließt vielmehr ein erheblicher Teil der Mittel zu. 

Erfüllungsaufwand 

Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 

Durch das Änderungsgesetz ergeben sich keine Informationspflichten für 
Bürgerinnen und Bürger. Ein Erfüllungsaufwand ergibt sich daher insoweit nicht. 
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Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Durch das Gesetz ergeben sich keine Informationspflichten und daher kein 
Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft. 

Erfüllungsaufwand der Verwaltung 

Durch die Zunahme der Anzahl der Fördervorhaben entsteht erhöhter 
Verwaltungsaufwand beim Bund. Es besteht ein Mehrbedarf von zwei 
Referenten/Referentinnen (h. D.) und 20 Sachbearbeitern/Sachbearbeiterinnen 
(g. D.), davon 13 Sachbearbeiter/Sachbearbeiterinnen im Eisenbahn-Bundesamt 
zur Prüfung der zusätzlichen Vorhaben der Eisenbahnen des Bundes. Der 
hierdurch entstehende Erfüllungsaufwand für die Verwaltung beläuft sich auf 
mnd 1,6 Mio. Euro jährlich. Der Mehrbedarf an Sach- und Personalmitteln wird 
finanziell und stellenmäßig im Einzelplan 12 ausgeglichen. Eine Evaluiemng des 
Personalmehrbedarfs erfolgt in den Jahren 2023 und 2028, jeweils im Nachlauf 
zu den Erhöhungen der Bundesfmanzhilfen. Auf Landesebene, einschließlich der 
Kommunen, wird jeweils geringer Mehrbedarf gesehen. Dieser ist abhängig von 
der jeweiligen Anzahl der zusätzlichen Vorhaben und kann nicht beziffert werden. 

Weitere Kosten 

Keine. 

Der Haushaltsausschuss hält den Gesetzentwurf mit den Stimmen der 
Fraktionen CDU/CSU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die 
Stimmen der Fraktion der AfD bei Stimmenthaltung der Fraktionen FDP 
und DIE LINKE, für mit der Haushaltstage des Bundes vereinbar. 

Die Finanzplanung des Bundes für die Folgejahre ist entsprechend fortzu¬ 
schreiben. 

Dieser Bericht beruht auf der vom federführenden Ausschuss für Verkehr und 
digitale Infrastruktur vorgelegten Beschlussempfehlung. 
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